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Der Koalitionsvertrag von CDU, CSU und FDP 
bringt nur wenige klare Aussichten auf Themen 
und Konflikte der nächsten Jahre. Bei Gesund-
heit und Pflege ist jedoch erkennbar, dass der 
Versicherungsschutz privatisiert werden könnte:

Für die Krankenversicherung wird „langfris-
tig“ eine Ordnung mit „mehr Beitragsautono-
mie, regionalen Differenzierungsmöglichkeiten 
und einkommens-unabhängigen Arbeitneh-
merbeiträgen, die sozial ausgeglichen werden“ 
angestrebt. Das bedeutet einen kopfpauschalen, 
von Kasse zu Kasse verschiedenen Beitrag und 
Ausgleich aus Steuermitteln, entweder an die 
Kasse oder an die Versicherten. Dies erinnert an 
die niederländischen Reformen, bei denen Kran-
kenkassen privatisiert wurden. Werden sozialer 
Ausgleich und Auftrag herausgelöst, bleibt eine 
Versicherung, die auch private Unternehmen 
mit Gewinn durchführen können. Das europä-
ische Wettbewerbsrecht könnte die Öffnung 
des neu eröffneten Marktes für Privatversiche-
rungen erzwingen und zugleich Kartelle im Ver-
hältnis zur Pharmaindustrie und den Kranken-
häusern verbieten, was bisher mit Hinweis auf 
den solidarischen und nicht gewinnorientierten 
Charakter der Krankenkassen unterblieben ist.

Eine so privatisierte Krankenversicherung 
wird kaum effizienter. Die Leistungsanbieter 
werden gegen eine Vielzahl von Kassen eher 
höhere Preise durchsetzen. Mehr Marketing 
und fehlende Transparenz werden einen Preis 
kosten: beim Beitrag oder bei der Qualität. Pri-
vater ist hier teuer – siehe USA. Wie ein staat-
licher Sozialausgleich ohne Steuererhöhungen 
und mit Schuldenbremse bezahlt werden soll, 

ist unklar – wenn nicht Druck auf das Leistungs-
niveau ausgeübt werden soll. Als kurzfristiges 
Geschenk an die Privatversicherung genügt es 
zudem wieder, in einem Jahr die Pflichtversi-
cherungsgrenze zu überschreiten, um in die pri-
vate Versicherung zu wechseln. Und mit den Zu-
satzbeiträgen wird die Logik der Kopfpauschale 
schon jetzt etabliert.

In der Pflegeversicherung soll neben die be-
stehenden sozialen Kassen die Pflicht zur ka-
pitalgedeckten Zusatzversicherung treten: 
verpflichtende soziale Vorsorge als neues Ge-
schäftsfeld der angeschlagenen Finanzbranche. 
Kapitalisierung kann aber einen demografisch 
bedingt höheren Bedarf an Pflegeleistungen 
nicht besser sichern und finanzieren. Pflegen 
und das Geld für Pflege aufbringen muss im-
mer die jeweils junge Generation. In der Sozi-
alversicherung geht das paritätisch, solidarisch 
und sicher, bei Kapitaldeckung muss das ge-
sammelte Kapital durch die Arbeit der Jungen 
Zinsen tragen, wenn es nicht durch riskante Ge-
schäfte verschwunden ist. Darf das nicht ge-
schehen, wird die Finanzbranche immer noch 
stärker staatlich garantiert.

Diese Pläne sollen zunächst durch Kommis-
sionen beraten werden. Opposition, Gewerk-
schaften und Sozialverbände werden im kom-
menden Jahr herausarbeiten müssen, dass es 
um eine Systementscheidung geht, die umver-
teilen würde und zugleich gemeinwirtschaft-
liche Elemente des Gesundheitswesens be-
droht. Dafür muss es weder in der Bevölkerung 
noch in Bundestag und Bundesrat eine Mehr-
heit geben.	 ó
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